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Antrag 

der Abgeordneten Bernhard Roos, Annette Karl, Natascha Koh-
nen, Andreas Lotte, Ilona Deckwerth, Susann Biedefeld SPD 

Arbeitsgesetzgebung 4.0 VI:   
Berufliche Weiterbildung stärker fokussieren 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich im Rahmen einer Bundes-
ratsinitiative für die Aufnahme eines erzwingbaren Mitbestimmungs- 
und Initiativrechts des Betriebsrats in Bezug auf die berufliche Aus-, 
Fort- und Weiterbildung in den § 96 Abs. 1 des Betriebsverfassungs-
gesetzes (BetrVG) einzusetzen, sowie einen individuellen Rechtsan-
spruch auf berufliche Fortbildung der Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeit-
nehmer in das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) aufzunehmen. 

 

 

Begründung: 

Berufliche Fort- und Weiterbildung ist ein wesentliches Element des 
lebenslangen Lernens. In den Betrieben selbst werden oftmals der 
Zeit- und Kostenaufwand gescheut, um ein praktikables Bildungsan-
gebot für die Belegschaft zu schaffen. 

Ohne ein durchsetzbares Initiativrecht des Betriebsrats wird sich an 
der bislang restriktiv gehandhabten Weiterbildungspraxis nichts än-
dern. Dabei sind es gerade die Betriebsräte, die die Bedürfnisse und 
Potenziale der einzelnen Beschäftigten kennen und diese den berech-
tigten Interessen der Arbeitgeber an Qualifizierung des eigenen Per-
sonals gegenüberstellen können. 

Die Schaffung eines betrieblichen Fort- und Weiterbildungsmanage-
ments durch bessere Integration der Betriebsräte muss jedoch flan-
kiert werden durch einen Individualanspruch der Arbeitnehmerinnern 
bzw. Arbeitnehmer auf betriebliche oder berufliche Weiterbildung, weil 
erst dann sich die Arbeitgeber auch veranlasst sehen werden, ent-
sprechende Angebote einzuräumen oder Qualifizierungsmöglichkeiten 
zu schaffen. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Antrag der Abgeordneten Bernhard Roos, 
Annette Karl, Natascha Kohnen u.a. SPD 
Drs. 17/17795 

Arbeitsgesetzgebung 4.0 VI: Berufliche Weiterbil-
dung stärker fokussieren 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Angelika Weikert 
Mitberichterstatter: Steffen Vogel 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und 
Verkehr, Energie und Technologie und der 
Ausschuss für Bundes- und Europaangele-
genheiten sowie regionale Beziehungen ha-
ben den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 73. Sitzung am 26. Oktober 2017 be-
raten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Inf-
rastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie hat den Antrag in seiner 76. Sit-
zung am 30. November 2017 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Antrag in seiner 68. Sitzung am 5. De-
zember 2017 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Bernhard Roos, Annette Karl, Natascha 
Kohnen, Andreas Lotte, Ilona Deckwerth, Susann Biedefeld SPD 

Drs. 17/17795, 17/19489 

Arbeitsgesetzgebung 4.0 VI:  
Berufliche Weiterbildung stärker fokussieren 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Nummer 1 der Anlage zur Tagesordnung. 

Das ist der Antrag der SPD betreffend "Neuregelung der bundesstaatlichen Finanzbe­

ziehungen – Negative Folgen für Autobahndirektion Süd entschärfen!" auf Drucksa­

che 17/17180, der auf Wunsch der Fraktion gesondert beraten werden soll.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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